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Terrorismusbekämpfung –  
die Justiz kann nur ein Teil  
der Lösung sein!

Einschränkungen der Grund- und Frei-
heitsrechte betreffen 2020 jeden von 
uns. Aber es hat uns nicht nur Corona fest 
im Griff und verlangt uns immer wieder 
massive Einschränkungen unserer persön-
lichen Freiheit in Form von Ausgangssper-
ren, Quarantänen und Selbstisolation ab, 
sondern war es zuletzt auch der – immer 
noch – unfassbare Terroranschlag im Her-
zen von Wien, welcher die Diskussion über 
Sicherungshaft, Internetüberwachung und 
ähnliche Grundrechtseingriffe wieder ent-
flammen ließ.
Dabei muss man bei der effektiven Ter-
rorbekämpfung drei wesentliche Säulen 
beachten, die wie die Glieder einer Kette 
untrennbar miteinander verbunden sind. 
Die Justiz kann nur das letzte Glied dieser 
Kette bilden.

Extremismus und Radikalisierung können 
nicht allein durch Überwachung und Stra-
fen verhindert werden. Für eine erfolgreiche 
Terrorbekämpfung werden wir uns wohl 
die Frage stellen müssen, warum sich Per-
sonen überhaupt radikalisieren. Das erste 
Glied der Kette und damit die erste Säule 
müssen daher umfassende Integration und 
Chancengleichheit für alle Bürger*innen 
sein. Nur wer Neid, Missgunst und soziale  
Ausgrenzung bereits im Keim erstickt, ver-
hindert, dass überhaupt ein Nährboden 
für Radikalisierungen und gesellschaftliche 
Spaltungen entsteht.

Die zweite Säule bildet die erfolgreiche 
Abwehr von drohender Gefahr in Form von 
bevorstehenden oder geplanten Attentaten. 
Die Gefahreneinschätzung und -abwehr ist 
Aufgabe der Exekutive. Und diese Trennung 

muss auch in der gegenständlichen Diskus-
sion noch klarer herausgearbeitet werden. 
Natürlich kann und soll die Justiz – wo es 
ihr möglich ist – auch bei der Gefahrenab-
wehr unterstützend tätig werden, indem 
sie gerade bei verurteilten Terrorist*innen 
und Extremist*innen Verantwortung über-
nimmt und durch Deradikalisierungspro-
gramme und enge Zusammenarbeit mit 
der Exekutive bei der Entscheidung über  
die Gewährung von bedingten Entlassun-
gen sicherstellt, dass von verurteilten Ex tre-
mist*innen keine Gefahr mehr ausgeht. 
Gerade in Hinblick auf die bevorstehenden 
Entlassungen zahlreicher Syrien-Heim-
kehrer*innen in den nächsten Jahren sind 
wir dringend aufgerufen, umfassende und 
effiziente Lösungen für den Umgang mit 
derartigen Straftäter*innen zu finden.

Die Aufgabe der Justiz ist aber dennoch 
primär die Aufklärung von bereits gesche-
henen Straftaten. Und hier muss man 
ganz klar festhalten: die Justiz hat bei der 
 Aufklärung des gegenständlichen Terror-
angriffes gezeigt, dass sie ausgezeichnet 
funktioniert und ihre Hausaufgaben recht-
zeitig gemacht hat. Alle erforderlichen 
Ermittlungsmaßnahmen wurden unver-
züglich angeordnet und die Ermittlungen 
zügig und rasch geführt, um Mittäter*innen 
rechtzeitig auszuforschen und Erkenntnisse 
über Handeln und Vorgehensweisen von 
Terrorzellen zu erlangen.
Viele Staatsanwaltschaften haben bereits 
seit Jahren Sondergruppen eingerichtet, um 
hier Fachwissen und Expertise zu bündeln 
und eine schlagkräftige Truppe zur Bekämp-
fung von Terrorismus und Extremismus 
aufzustellen. Eine enge Zusammenarbeit 
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gerade mit dem Verfassungsschutz ist 
dabei unabdingbare Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Terrorbekämpfung. Nur ein 
vollumfassender und rascher Informations-
austausch gewährleistet das bestmögliche 
Funktionieren aller beteiligten Behörden 
und Institutionen!
Das ist wichtig, nicht nur um die rechts-
staatlich vorgesehenen general- und spezi-
alpräventiven Funktionen eines Strafverfah-
rens zu erfüllen, sondern auch um wichtige 
Informationen zur Abwehr künftiger Gefah-
ren zu erhalten.
An diesem Punkt muss aber – sofern nicht 
bereits durch die gesetzten Handlungen 
eine neue Straftat verwirklicht wurde –  
wieder die Exekutive im Sinne ihrer Aufgabe 
zur Gefahrenabwehr tätig werden.

Die Justiz leistet ihren Beitrag. Und natür-
lich sind auch wir aufgerufen, unsere Struk-
turen und unser System zu hinterfragen. 
Wer aufhört besser zu werden, hört auf gut 
zu sein!
Allerdings zäumt man hier das Pferd von 
hinten auf, wenn man versucht, die Justiz 

dafür verantwortlich zu machen, dass sie 
den gegenständlichen Terrorangriff hätte 
verhindern können. Wenn immer noch 
jemand der Meinung sein sollte, dass der 
Terroranschlag nicht stattgefunden hätte, 
wenn der Täter nicht bedingt entlassen 
worden wäre, offenbart er oder sie lediglich 
fehlendes Wissen im Bereich der bedingten 
Entlassungen, argumentiert aber an den 
Fakten vorbei. Wie zwischenzeitig bereits 
wiederholt öffentlich klargestellt wurde, 
wäre der Täter auch ohne bedingte Ent-
lassung bereits vor dem gegenständlichen 
Angriff wieder in Freiheit gewesen – dann 
allerdings ohne die Möglichkeiten, ihn wei-
terhin engmaschig zu überwachen, ihm 
Weisungen für die Dauer der Probezeit zu 
erteilen und über ihm letztlich das Damo-
klesschwert des Widerrufes schweben zu 
lassen. Ein gut ausgestatteter Strafvollzug 
und eine möglichst umfassende und pro-
fessionelle Struktur und Gestaltung von 
bedingten Entlassungen ist ein wesentlicher 
Baustein zur Deradikalisierung.

Insgesamt kann effektive Terrorbekämp-
fung daher nur durch gesamtgesellschaft-
liche Maßnahmen im Rahmen aller drei 
Säulen geschehen. Die Justiz wird ihren 
Beitrag leisten! Sie kann jedoch nicht als 
„eierlegende Wollmilchsau“ gesehen wer-
den, die allein dafür verantwortlich und 
in der Lage ist, diese Probleme zu lösen. 
Integration und Chancengleichheit müssen 
die Grundpfeiler bilden, damit junge Leute 
überhaupt nicht in Versuchung geraten, sich 
zu radikalisieren. Gefährdungseinschätzung 
und -überwachung müssen so organisiert 
sein, dass jene, die doch radikalisiert wur-
den, rechtzeitig auffallen und so hoffentlich 
bevorstehende Attentate verhindert wer-
den können. Und die Justiz nimmt sodann 
hinsichtlich jener ihre Verantwortung wahr, 
die doch durch beide Filter durchgefallen 
sind und trotzdem straffällig wurden. Bis 
hierhin sollten es im Idealfall jedoch nur 
mehr wenige bis keine schaffen!

Cornelia Koller
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